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kann der Unterricht eine Chance 
für alle Beteiligen darstellen und 
viel Spaß machen. In Schweden 
beispielsweise ist es so, dass die 
Lehrer in Arbeitsräumen ge-
meinsam ihren Unterricht planen 
und sich gegenseitig unterstüt-
zen und bei Bedarf auch mit in 
den Unterricht des Kollegen 
kommen. Diese Art der Kommu-
nikation und Aufgeschlossenheit 
gegenüber der Inklusion vermis-
se ich in Hamburger Schulen.

(5) Von der Politik würde ich 
mir wünschen, dass mehr inan-
zielle Mittel in Bildung investiert 
werden. Zum einen, um mehr 
Lehrer einzustellen und ihnen 
gute Fortbildungs- und Super-
visionsangebote zu bieten. Zum 
anderen eine bessere materielle 
Ausstattung, um lebenswelt- und 
handlungsorientierten Unterricht 
an Schulen gewährleisten zu 
können. Die schulische Arbeit 
sollte durch Schulpsychologen, 
Sozialpädagogen und Erzieher 
unterstützt werden. Investition in 
Bildung sichert gesellschaftliche 
Zukunft!

Manuela Kirschbaum

(1) Gesund zu bleiben in dem 
Durcheinander ist die größte 
Anstrengung. Das heißt, meine 
Kräfte einzuteilen und am We-
sentlichen der Inklusionsarbeit 
dran zu bleiben. Viele LehrerIn-
nen sind verzweifelt und überfor-
dert mit der neuen Schülerschaft. 
Krank werden ist die Folge! Die 
Jahreszeit tut das Ihre noch dazu. 

Die Ausfälle aufzufangen 

bedeutet, den Prozess in der ei-
genen Klasse unterbrechen zu 
müssen und sich immer wieder 
neu eininden. Dann wird aus 
Flexibilität ein Chaos. Das kos-
tet viel Kraft. 

(2) Die SchülerInnen verlie-
ren schnell den Anschluss, um 
den Stoff im didaktischen Auf-
bau verfolgen zu können. Sie 
sind auf die ständige Hilfe der 
Erzieher angewiesen. Diesen 
Bedarf können Lehrer alleine in 
der Klasse nicht leisten. Folglich 
geraten diese Schüler ins Hinter-
treffen, langweilen sich und be-
ginnen den Unterricht zu stören.

(3+4) Da sind keine Lösungs-
wege in Sicht. In erster Linie 
muss der Anspruch der Inklusi-
on akzeptiert werden, sonst ist 
weder Umdenken noch Erleich-
terung im Schulalltag möglich. 
Natürlich sind Fortbildungen 
notwendig, aber auch ein Um-
denken im Unterrichten. Ganz-
heitliches Begreifen. Es gilt, 
mehr aus dem Alltag der Schüler 
in den zu lernenden Stoff einzu-
bringen. Der Schwerpunkt Spre-
chen und Sehen kann erweitert 
werden, z.B. durch Tasten, Spie-
len etc..

(5) Von Seiten der Behörde 
gab es zu viele Beschlüsse in 
kurzen Zeitabständen. Primar-
schule, Ganztagsschule, Inklusi-
on..... 

Schulen sind für solche Pa-
kete zu komplex, um sie eben 
mal umzusetzen. Neuindung 
im Schulalltag bedarf Zeit, muss 
genau durchdacht und Schritt für 
Schritt umgesetzt werden. Die 
gegenwärtige Art und Weise ist 
sehr halbherzig und sehr praxis-
fern gedacht.

Ich inde die Idee von Inklusi-
on gut. Die bietet die Möglich-
keit, Bildung lexibler zu ver-
mitteln. Um jedoch die Absicht 
einer Verbesserung im Bildungs-
wesen von Seiten der Schulver-
waltung ernst nehmen zu kön-
nen, muss entsprechend Personal 
zur Verfügung stehen. Es muss 
für Doppelbesetzungen in den 
Klassen gesorgt werden, sonst 
wird aus Individualisierung und 
Flexibilität ganz schnell Chaos. 

Manuela Kirschbaum (  48J)

 Erzieherin seit 20 Jahren. Arbeit 

an der  Berufschule für Behinderte 

Menschen, Sonderschule, 

Integrationsschule   und aktuell 

an einer Ganztagsgrundschule in 

Eimsbüttel

In den Grundschulen ist es ru-
hig. Kein Aufschrei, keine Em-
pörung, keine Forderungen von 

Schulleitungen und Kollegien, 
wie man es in den letzten Wo-
chen seitens der Stadtteilschulen 

erleben konnte, bevor Herr Rabe 
seine Eckpunkte zur Inklusion 
verkündete.

Auf den Anfang kommt es an!
Inklusion in Grundschulen heißt: schlechter Zeitfaktor 

und ungeregelte Vertretung

INKLUSION: ACHTUNG B
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Sind wir PädagogInnen in 
Grundschulen zu duldsam? Über 
80% sind weiblich  ….

Sind wir zu bemüht, den Kin-
dern bis zur eigenen Erschöp-
fung gerecht zu werden, ohne 
an unsere Ressourcen, unser 
Work-Life Balance, unsere Ge-
sundheit zu denken? Sind wir zu 
ängstlich, gar zu resignativ, um 
aufzubegehren?

Was ist seitens der BSB 
geplant?

Alle Grundschulen müssen auf 
Elternwunsch  sogenannte LSE-
Förderkinder (Lernen-Sprache-
Emotionale/Soziale Entwick-
lung) aufnehmen. Dafür erhalten 
sie ab 2012/13  eine zusätzliche 
Ressource von durchschnitt-
lich(!) 4% mehr PädagogInnen 
(60% ErzieherInnen, 40% Son-
derpädagogInnen) orientiert an 
der jeweiligen Schülerzahl. Da-
mit stünden 3,5 Unterrichtsstun-
den sonderpädagogische För-
derung pro förderbedürftigem 
Kind im Idealfall zur Verfügung, 
bei Ganztagsbeschulung 3,8 Std.

Dies sind nur Durchschnitts-
werte. Es wird eine noch nicht 
näher bezeichnete, dezidierte 
(!)  Staffelung nach Sozialindex 
geben.

Kinder mit diagnostizierter 
klassischer  Behinderung erhal-
ten eine schülerbezogene Res-
source von 7 Std. bzw. 9 Std. bei 
Ganztagsbeschulung und sollen 
auf Elternwunsch an den vor-
handenen I- und IR Standorten 
beschult werden.

Was kommt eigentlich auf 
uns zu?

80% der LSE-Kinder, die zu-
vor in Förder- und Sprachheil-
schulen unterrichtet wurden,  
werden sich in Zukunft in den 
Regelschulen wieder inden, so 
die Prognose.

Die systembezogene Zuwei-
sung für LSE-Kinder muss vor 

Ort verteilt werden. Über die 
Verteilung entscheidet die Schu-
le. Damit kommt weitere Kon-
zept- und Umsetzungsarbeit auf 
uns zu. 

Fragen, die uns erwarten und 
mit deren Lösung die Schulen 
allein gelassen werden: 

Wie sollen die knappen Res-
sourcen an Schule verteilt wer-
den? Die kommenden 1. Klas-

sen erhalten die Neuzuweisung 
(s.oben), die  IR-, I-, IF-, I-neu 
Klassen Jahrgang 2, 3 und 4 blei-
ben daneben bestehen. Sie sollen 
heraus wachsen. Wird es fünf 
verschiedene Ausstattungssy-
steme die nächsten Jahre neben-
einander geben!?  

Wer trifft die Entscheidung 
über die Ressourcenverteilung 
vor Ort? 

Wer diagnostiziert? Mit wel-
chen Diagnoseverfahren? Wel-
che Ressourcen gibt es dafür?

Und vor allem: Wer trägt die 
Verantwortung für eine gelin-
gende Inklusion?

Was bedeutet Inklusion in 
Grundschule? 

Derzeit inkludieren bereits 176 
von 204 Grundschulen Schüler 
mit LSE-Förderbedarf. Die An-

zahl dieser Kinder hat sich in den 
letzten zwei Jahren verdoppelt. 
Die Erfahrungsberichte aus 
bestehenden IF- oder I-neu 
Klassen – und in diesem Aus-
stattungsrahmen  wird sich die 
Inklusion weiter bewegen – ge-
ben keinen Mut für die Zukunft. 
Kaum eine Klasse schafft es mit 
4 anerkannten (!!!)LSE-Kindern, 
die Hälfte der Unterrichtsstun-

den doppelt zu besetzten. (Mit 
diesem Rechenbeispiel wirbt die 
BSB.)

In den doppelt besetzten Stun-
den werden sich die Sonderpä-
dagogIn und die ErzieherIn die 
Klinke in die Hand geben. Es 
sind keine Kooperations- und 
Besprechungszeiten für  Lehr-
kräfte und PädagogInnen vorge-
sehen.

Die Vertretung, insbesondere 
für erkrankte ErzieherInnen, ist 
ungeregelt. Diese aber sollen 
60% der Doppelbesetzungen si-
cherstellen!!

Wer trägt die Verantwortung  
für gelingende Inklusion?

Die Verantwortung für gelin-
gende Inklusion tragen in erster 
Linie die KlassenlehreInnen. 
Sie sind für ihre Klasse und den 

Wir wollen eine echte Chance.

 ACHTUNG BAUSTELLE!
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Gesamtunterricht zuständig und 
werden größtenteils allein vor 
den Schülern stehen. Die Aufga-
be der SonderpädagogInnen be-
steht in Steuerung und Diagnos-
tik. Die ErzieherInnen sollen als 
Lernbegleiter unterstützen.

Die Eltern werden die Klas-
senlehrerInnen zur Rechenschaft 
ziehen, wenn sie das Gefühl 
haben, ihr Kind wird nicht ad-
äquat gefördert. Und gerade in 
Grundschulen sind Eltern sehr 
präsent. Es ist der erste Kontakt 
mit Schule. Sie wissen eben: Auf 
den Anfang kommt es an. Und 

… in den Grundschulen werden 
die Weichen gestellt: Gymnasi-
alempfehlung oder nicht.

Mit dem geringsten Stunden-
faktor aller Schulformen von 
1,35 sollen die Lehrkräfte  ei-
nen individualisierten Unter-
richt vorbereiten, der LSE- und 
ggf. behinderten Kindern, ent-
wicklungsverzögerten Kindern, 
Nicht-Klassenwiederholern, Mi-
granten, Begabten und Hochbe-
gabten …. gerecht wird.

Dies sind ausbrennende und 
krankmachende Arbeitsbedin-
gungen. Schon jetzt lässt sich an 

der deutlich gestiegenen Krank-
heitsquote der Grundschulpä-
dagogInnen und ErzieherInnen 
ablesen, was auf uns zukommt.

Was ist zu tun?
Die erduldende Haltung able-

gen, nicht in die innere Emigra-
tion gehen, nicht seine persön-
liche Nische oder gar Krankheit 
suchen, sondern sich gemeinsam 
für Gelingensbedingungen ein-
setzen! 

REGINA TRETOW

 Fachgruppe Grundschulen

Warum nur 
Stadtteilschulen?!
Reden auf der Demo am 24. November: „Ja 
zur Inklusion von Schülern mit Behinderun gen! 
Größte Schulreform seit Jahrzehnten benötigt 
mehr Mittel im Hamburger Haushalt“

Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, 

Liebe MitstreiterIn-

nen und Mitstreiter!
Als Vater eines schulplich-

tigen Kindes spreche ich heute 
zu Ihnen für die Gemeinschaft 
der Elternräte an Stadtteilschu-
len in Hamburg.

Ja, wir sind für die Inklusi-
on von Schülern mit Behinde-
rungen!

Hamburg kann hier auf die 
langjährigen und guten Erfah-
rungen aufbauen, die die Schu-
len mit Integrationsklassen und 
integrativen Regelklassen ge-
macht haben.

Das gestern veröffentlich-
te Konzept des Schulsenators 

verstößt aber massiv gegen die 
Gelingensbedingungen von In-
klusion.

Als Elternteil und Nichtfach-
mann will und kann ich Ihnen 
an dieser Stelle gar nicht im 
Einzelnen aufdröseln, wo es an 
Personal, Räumen, Weiterbil-
dung und anderen Ressourcen 
überall mangeln wird. 

Für uns Eltern von Stadtteil-
schulen ist der Eindruck ent-
scheidend, dass Inklusion so 
nicht gelingen kann.

Und weshalb eigentlich soll 
die Inklusion, insbesondere für 
Kinder mit dem Förderbedarf 
Lernen, Sprache und Verhalten, 
nur von den Stadtteilschulen zu 
leisten sein?

Nimmt man das Zweisäu-
lenmodell der schulischen 

Bildung Ernst, sollten die 
Gymnasien – bezogen auf die 
Anmeldezahlen – mindestens 
die Hälfte dazu beitragen und 
zwar ungeachtet der Schullauf-
bahnempfehlung und ohne Ab-
schulungsmöglichkeiten!

Wenn das nicht geschieht 
und man die Stadtteilschulen 
mit einer unzureichend aus-
gestatteten Inklusion alleine 
lässt, kann das die Funktions-
fähigkeit der Stadtteilschulen 
gefährden. So werden sie dann 
für Eltern weniger attraktiv.

Obwohl der Senator immer 
wieder beteuert, dass er die 
Stadtteilschulen stärken möch-
te, laufen sie dann Gefahr, zu 
Restschulen zu werden. Statt 
des Zweisäulenmodells das 
Zweiklassenmodell! So wird 
dann auch die Inklusion an die 
Wand gefahren.

Wenn die Inklusion nicht 
so ausgestattet wird wie erfor-
derlich, wenn die ungelösten 
Fragen
•  der Ganztagsbetreuung
•  der fehlenden oder zu teuren 

Mittagsversorgung an Ganz-
tagsschulen

•  der Raumnot an den Schulen
•  und des Wohnortprinzips, das 

Kindern den Besuch ihrer 

INKLUSION: ACHTUNG B


